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Vorbemerkungen 

Die Ausführungen in der vorliegenden Begründung beziehen sich auf den Entwurf des Flä-
chennutzungsplans. Es wird auf die angestrebten Plandarstellungen und sonstige Inhalte ein-
gegangen. Hierdurch wird zunächst nur eine planerische Absicht zum Ausdruck gebracht, die 
sich aufgrund weiterer Hinweise aus der Öffentlichkeit und von den Behörden im Rahmen der 
Beteiligung ändern kann. Bei der Begründung der Darstellungen und der sonstigen Inhalte 
wird allein aus Gründen der Praktikabilität die Form des Indikativs (z. B.: „Teilfläche 1 wird als 
Gewerbegebiet dargestellt“) verwendet, anstatt über das Modalverb „sollen“ (z. B.: „Teilfläche 
1 soll als Gewerbegebiet dargestellt werden“) eine entsprechende Absicht zum Ausdruck zu 
bringen. 

Dieser Teil 1 der BEGRÜNDUNG zur Änderung des Flächennutzungsplans stellt die „Allge-
meine Begründung“ dar. Den Teil 2 der BEGRÜNDUNG stellt der „Umweltbericht“ dar. 
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1 Planungsgegenstand 

1.1 Anlass, Zweck, Ziele und Erforderlichkeit 

Die Gemeinde Regnitzlosau stellt die gegenständliche Änderung des Flächennutzungsplans 
zur Darstellung von Gewerbeflächen in Draisendorf/Süd auf.  

Die Gemeinde Regnitzlosau hatte im Jahr 2022 eine Einwohnerzahl von 2.263 Personen. Die 
Bevölkerungszahlen in der Gemeinde sind seit 1970 rückläufig (vgl. Bayerisches Landesamt 
für Statistik (2024): Statistik kommunal 2023. Gemeinde Regnitzlosau 09 475 161. Eine Aus-
wahl wichtiger statistischer Daten, S. 6). Die Entwicklung der Altersstruktur zeigte in den ver-
gangenen Jahren einen Rückgang der Einwohner im Alter bis 50 Jahren, während die Zahl 
der Einwohner älter als 50 Jahre zugenommen hat (vgl. ebd.: 7). Im Jahr 2022 lag das Durch-
schnittsalter bei 47,4 Jahren (Vergleich 2013: 46,0 Jahre) und der Jugendquotient bei 31, 4 
Jahre (Vergleich 2013: 31,7 Jahre). Der Altenquotient betrug 45,9 Jahre (Vergleich 2013: 37,9 
Jahre). Die Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmer im Jahr 2022 be-
trug 953 Personen. 25 Einwohner waren arbeitslos. (vgl. ebd.: 8) Der Demographie-Spiegel 
für Bayern (Bayerisches Landesamt für Statistik (2021): Beiträge zur Statistik Bayerns, Heft 
553. Demographie-Spiegel für Bayern. Gemeinde Regnitzlosau Berechnungen bis 2033) geht 
von einem Rückgang der Bevölkerung bis zum Jahr 2033 auf 2.180 Personen aus (vgl. ebd.: 
5). Die Veränderung der Bevölkerung 2033 gegenüber 2019 nach Altersgruppen zeigt eine 
konstante Entwicklung der unter 18 Jährigen (+0,5 %), einen Rückgang der Personen zwi-
schen 18 und bis unter 40 Jahren (-11,9 %) und 40 bis unter 65 Jahren (ca. -24,1 %) und einen 
Anstieg der Personen 65 Jahre oder älter (24,8 %). Erwartet wird ein Anstieg des Durch-
schnittsalters im Jahr 2033 auf 48,2 Jahre (2019: 46,9 Jahre), ein Anstieg des Jugendqoutien-
ten im Jahr 2033 auf 39,9 Jahre (2019: 31,5 Jahre) sowie des Altenquotienten im Jahr 2033 
auf 66,3 Jahre (2019: 42,1 Jahre). (vgl. ebd.: 8) Insbesondere die Entwicklung der Bevölke-
rungszahl steht somit im Gegensatz zum Trend im Freistaat Bayern, der im Jahr 2039 gegen-
über dem Jahr 2019 ein Plus von 3,2 % erwarten lässt. (vgl. ebd.: 5) Passend zum landeswei-
ten Trend ist die gemeindespezifische Prognose hinsichtlich des prognostizierten Sterbefallü-
berschusses in den ländlichen Gemeinden (insbesondere im Norden und Osten des Landes). 
Diese Gemeinden werden – so wie die gemeinde Regnitzlosau - in ihrer Bevölkerungszahl 
schrumpfen; der schon heute relativ hohe Anteil älterer Menschen wird weiter zunehmen (vgl. 
ebd.: 10). 

Diese demografischen Rahmenbedingungen lassen erwarten, dass die Bedeutung der Ge-
meinde als Wohnstandort sowie ihre Versorgungsfunktion als Mittelzentrum mittelfristig ge-
fährdet ist, wenn sie nicht vor Ort Arbeitsplätze bereitstellen kann. Die Gemeinde hat bislang 
eine geringe Bedeutung als Wirtschaftsstandort, ein Großteil der Einwohner pendelt zum 
Nachgang einer Beschäftigung aus. Wichtigste Branche ist das produzierende Gewerbe, ge-
folgt von öffentlichen und privaten Dienstleistern, Handels-, Verkehrs- und Gastgewerbe, Un-
ternehmensdienstleistern sowie Land- und Forstwirtschaft. Firmen mit über 100 Beschäftigten 
sind derzeit nicht angesiedelt.  

In der Gemeinde Regnitzlosau fehlen verfügbare, große, zusammenhängende und gut er-
schlossene Gewerbeflächen. Bislang sind im Flächennutzungsplan für Regnitzlosau aus dem 
Jahr 2001 zwei Gewerbegebiete ausgewiesen (Klötzlamühle 93.718 m², Fr.-A.-Soergel-Straße 
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65.035 m²). Zusätzliche, mit der vorliegenden Änderung des Flächennutzungsplans geschaf-
fene Gewerbeflächen sollen die Bedeutung der Gemeinde als Wirtschaftsstandort stärken und 
somit auch den Fortbestand der bestehenden Infrastruktur und Einrichtungen absichern.  

Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie „Interkommunale Gewerbegebiete in Rehau–Döhlau–
Regnitzlosau“ (2017) wurde das Plangebiet der gegenständlichen Änderung des Flächennut-
zungsplans in die engere Auswahl für ein interkommunales Gewerbegebiet aufgenommen.  

Die Flächen befindet sich südlich des Ortes Draisendorf und der HO 4 im Dreieck der BAB 
A93 sowie der B15. Die nächste Ortslage ist Draisendorf (ca. 450 m). Die Grundstücke befin-
den sich derzeit in Privatbesitz. Sie werden derzeit landwirtschaftlich genutzt.  

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans soll sichergestellt werden, dass in parallelen bzw. 
zukünftigen Bebauungsplanverfahren die Festsetzung von Gewerbegebieten aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt werden kann. 

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans werden voraussichtlich folgende Planungsziele 
angestrebt: 

• Festsetzung von Gewerbeflächen 
• Sicherung der Erschließung der Gewerbeflächen, 
• Sicherung von Ausgleichsflächen. 

 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 30.01.2024 die Aufstellung des Änderungsverfahrens 
beschlossen. Das Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan wird im Regelverfahren 
nach BauGB durchgeführt. 

1.2 Plangebiet und Geltungsbereich 

Das Plangebiet umfasst gemäß Aufstellungsbeschluss eine Fläche von ca. 15,1 ha.  

Das Plangebiet verfügt über keine direkte Anbindung an eine bestehende Siedlungsfläche. 

Der Geltungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplans umfasst die Flur-Nrn.: 219 
(Teilbereich), 235 (Teilbereich), 239, 240 (Teilbereich), 241, 242, 243, 244, 245/1 der Gemar-
kung Draisendorf. Während der Erarbeitung des Vorentwurfs ist die ursprünglich als Geltungs-
bereich der Änderung des Flächennutzungsplans vorgesehene Fläche deutlich reduziert wor-
den. So war gemäß Aufstellungsbeschluss vorgesehen, die folgenden Flurstücke zu überpla-
nen: Flur-Nrn.: 89/1, 90, 91, 91/1, 213/3, 214, 214/1215, 215/3, 216 (Teilfläche), 219 (Teilflä-
che), 235 (Teilfläche), 239, 240, 241, 242, 243, 244, 245/1 der Gemarkung Draisendorf. 

Da inzwischen das ernsthafte Interesse eines Investors an der Errichtung von Freiflächen-
Photovoltaikanlagen entlang der Autobahn mit dazugehörigen Speicheranlagen besteht, ist 
die Darstellung von Gewerbeflächen im östlichen Bereich aus Sicht der Gemeinde nicht mehr 
sinnvoll bzw. erforderlich. 
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Abb. 1: Geltungsbereich Änderung des Flächennutzungsplans (blau), Aufstellungsbe-

schluss der Gemeinde Regnitzlosau vom 30.01.2024 (rot) 

 

1.2.1 Technische und sozioinfrastrukturelle Erschließung 

Verkehr 

Das Plangebiet ist durch die Kreisstraße HO 4 erschlossen, welche durch die Ortschaft Klötz-
lamühle führt und in der Ortschaft Regnitzlosau in die Staatsstraße 2192 mündet. Entlang der 
Kreisstraße HO 4 befinden sich keine ausgebauten Anbindepunkte an das Plangebiet. Inner-
halb des Plangebietes bestehen keine Straßen.  

Das Plangebiet befindet sich angrenzend an die BAB A93 sowie die B15. Die Anschlussstelle 
der Bundesstraße in Kühschwitz wird in 1,3 km erreicht, die Bundesautobahn 93 in 2,1 km. 
Der Flughafen Hof-Plauen befindet sich in 20 km Fahr-Entfernung. 

Die nächstgelegenen Haltestellen des ÖPNV befinden sich in Draisendorf und Neukühschwitz 
(Bushaltestellen). Die nächstgelegene Haltestelle des Schienenverkehrs befindet sich in Wur-
litz.  

Entlang der nördlichen und der westlichen Grenze des Geltungsbereichs verläuft ein Teil des 
Radwegenetzes des Landkreis Hof. 

Inmitten des Geltungsbereichs verlaufen ein örtlicher Wanderweg (Museumsweg) und ein Teil 
des Europäischen Fernwanderweges E3. 

Technische Erschließung und Elektrizität 
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Das Plangebiet ist derzeit technisch hinsichtlich der Versorgung mit Strom, Wasser, Telekom-
munikation und Gas sowie der Abwasserbeseitigung nicht erschlossen.  

Die Gemeinde betreibt zur Abwasserbeseitigung nach der Satzung für die öffentliche Entwäs-
serungsanlage über Schönungsteiche der Gemeinde Regnitzlosau (Entwässerungssatzung - 
EWS - Schönungsteiche) eine Entwässerungsanlage über Schönungsteiche als öffentliche 
Einrichtung für das Gebiet Draisendorf. Das Plangebiet selbst ist bislang nicht angeschlossen. 
Gegebenenfalls kann Niederschlagswasser in das nahegelegene Kulmitzbächl bzw. über ei-
nen Graben in Richtung Draisendorf geleitet werden. 

Eine Ferngasleitung führt südlich der Ortslage von Vierschau vorbei.  

Durch das Plangebiet verlaufen zwei 110-kV-Freileitungen. 

Weitere Ausführungen werden im weiteren Verfahren ergänzt.  

1.2.2 Gebäudebestand, Bau- und Nutzungsstruktur, Umweltsituation 

Gebäude, Bau- und Nutzungsstruktur 

Das Plangebiet ist im Wesentlichen unbebaut. Südöstlich des Flurstücks 239 ist entsprechend 
dem Luftbild auf der FINr. 236, Gem. Draisendorf, ein Wochenendhausgrundstück vorzufin-
den. Die Flächen werden derzeit landwirtschaftlich genutzt. 

Im Plangebiet befinden sich keine Denkmäler. 

Umwelt 

Das Plangebiet ist topografisch nach Nordwesten hin leicht von ca. 560 m auf 550 m ü. NHN. 
abfallend und ansonsten eben. Vereinzelt prägen Baumbestände die Fläche. Das Plangebiet 
ist aus landschaftlicher Sicht exponiert. Innerhalb und angrenzend an den Geltungsbereich 
befinden sich keine Schutzgebiete. Im Süden befindet sich angrenzend an den Geltungsbe-
reich ein größeres Waldgebiet. Das Plangebiet liegt in der Nähe eines wassersensiblen Be-
reichs. Bewohnte Immissionsorte befinden sich ca. 430 Meter vom Geltungsbereich entfernt. 
Im Umgriff der Änderung des Flächennutzungsplans befinden sich mehrere Wiesenbrüterge-
biete mit Vorkommen des in Bayern vom Aussterben bedrohten Braunkehlchens. Im Plange-
biet ist mit Bodenbrütern wie der Feldlerche zu rechnen. Altlastenflächen sind nicht bekannt. 
Im Plangebiet befinden sich keine Gewässer. Nördlich des Plangebietes verläuft der Lohbach. 
Südlich des Plangebietes verläuft das Kulmitzbächl. 
Die weiteren wesentlichen umweltbezogenen Verhältnisse sind im weiteren Verfahren dem 
Umweltbericht zum Flächennutzungsplan sowie den umweltbezogenen Stellungnahmen zu 
entnehmen. 

1.2.3 Planerische Ausgangssituation und rechtliche Rahmenbedingungen 

Landesentwicklungsprogramm  

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 
Die Ziele, Grundsätze und Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus dem Landesent-
wicklungsprogramm Bayern und dem Regionalplan, auf die im Folgenden eingegangen wird. 
Das Landesentwicklungsprogramm Bayern (Verordnung über das Landesentwicklungspro-
gramm Bayern (LEP) vom 22. August 2013 (GVBl. S. 550, BayRS 230-1-5-W), die zuletzt 



Planungsgegenstand 
 

10 von 38 

durch Verordnung vom 16. Mai 2023 (GVBl. S. 213) geändert worden ist) führt u. a. Folgendes 
aus: 

1 Grundlagen und Herausforderungen der räumlichen Entwicklung und Ordnung  

1.1 Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit  

1.1.1 Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen  

(Z)  In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen mit mög-
lichst hoher Qualität zu schaffen oder zu erhalten. Die Stärken und Potenziale 
der Teilräume sind weiter zu entwickeln. Alle überörtlich raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen haben zur Verwirklichung dieses Ziels beizutragen.  

(G)  Hierfür sollen insbesondere die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstel-
lung und Sicherung von Arbeitsplätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge und zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, wo zur Si-
cherung der Versorgung erforderlich auch digital, geschaffen oder erhalten wer-
den. 

Mit der gegenständlichen Planung wird die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitzlosau 
weiterentwickelt. Die Gemeinde befindet sich in einem vergleichsweise strukturschwachen 
Teilraum. Sie ist als besonders strukturschwache Gemeinde in Anhang 5 des LEP festgelegt. 
Der Großteil der arbeitenden Bevölkerung pendelt aus. Mit der gegenständlichen Änderung 
des Flächennutzungsplans wird die bedarfsgerechte Bereitstellung von Arbeitsplätzen ange-
strebt.  

1.1.2 Nachhaltige Raumentwicklung  

(Z)  Die räumliche Entwicklung Bayerns in seiner Gesamtheit und in seinen Teilräu-
men ist nachhaltig zu gestalten.  

(Z)  Bei Konflikten zwischen Raumnutzungsansprüchen und ökologischer Belastbar-
keit ist den ökologischen Belangen Vorrang einzuräumen, wenn ansonsten eine 
wesentliche und langfristige Beeinträchtigung der natürlichen Lebensgrundlagen 
droht. 

Die gegenständliche Änderung des Flächennutzungsplans dient der Stärkung der Belange der 
Wirtschaft sowie der ortsansässigen Bevölkerung. Bestandteil der vorliegenden Änderung des 
Flächennutzungsplans ist ein Umweltbericht, in dem die ökologischen Auswirkungen unter-
sucht werden. Eine wesentliche und langfristige Beeinträchtigung der natürlichen Lebens-
grundlagen ist nicht vorgesehen. Auf der Ebene des Bebauungsplans können grünordnerische 
Festsetzungen und Ausgleichsmaßnahmen erfolgen. 

1.2 Demographischer Wandel 

1.2.1 Räumlichen Auswirkungen begegnen  

(Z)  Der demographische Wandel ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen, insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungsentwick-
lung, zu beachten.  

1.2.2 Abwanderung vermindern und Verdrängung vermeiden  



Planungsgegenstand 
 

11 von 38 

(G)  Die Abwanderung vor allem junger Bevölkerungsgruppen soll insbesondere in 
denjenigen Teilräumen, die besonders vom demographischen Wandel betroffen 
sind, vermindert werden.  

(G)  Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die Möglichkei-
ten 

- zur Schaffung und zum Erhalt von dauerhaften und qualifizierten Arbeitsplätzen, 

- zur Sicherung der Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge, 

- zur Bewahrung und zum Ausbau eines attraktiven Wohn-, Arbeits- und Leben-
sumfelds insbesondere für Kinder, Jugendliche, Auszubildende, Studenten sowie 
für Familien und ältere Menschen genutzt werden. 

Die Gemeinde Regnitzlosau ist von einem Bevölkerungsrückgang und zunehmender Alterung 
geprägt. Die Änderung des Flächennutzungsplans dient der Schaffung von Arbeitsplätzen und 
soll die in der Gemeinde vorhandenen Arbeitsplätze (insbesondere durch eine Stabilisierung 
der Bevölkerungsgröße) erhalten. Hierfür ist es erforderlich, neue Angebote zur Errichtung von 
Gewerbebetrieben zu schaffen.  

1.3 Klimawandel 

1.3.1 Klimaschutz 

(G)  Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll auf die Klimaneutralität 
in Bayern hingewirkt werden.  

(G)  Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbe-
sondere durch 

- die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Siedlungs- 
und Mobilitätsentwicklung und 

- die verstärkte Erschließung, Nutzung und Speicherung erneuerbarer Energien 
und nachwachsender Rohstoffe sowie von Sekundärrohstoffen. 

(G)  Die Klimafunktionen der natürlichen Ressourcen, insbesondere des Bodens und 
dessen Humusschichten, der Moore, Auen und Wälder sowie der natürlichen und 
naturnahen Vegetation, als speichernde, regulierende und puffernde Medien im 
Landschaftshaushalt sollen erhalten und gestärkt werden.  

Die Änderung des Flächennutzungsplans enthält Festsetzungen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energien (Solarmindestfläche). Hiermit soll ein Beitrag zur Klimaneutralität geleistet werden. 
Bestandteil der Änderung des Flächennutzungsplans ist ein Umweltbericht, in dem die Aus-
wirkungen auf das Klima und natürliche Ressourcen untersucht werden.  

1.4.1 Hohe Standortqualität  

(G)  Die räumliche Wettbewerbsfähigkeit Bayerns soll durch Schaffung bestmöglicher 
Standortqualitäten in wirtschaftlicher, ökologischer und sozialer Sicht in allen 
Teilräumen gestärkt werden. Dabei sollen im Wettbewerb um Unternehmen und 
Arbeitskräfte lagebedingte und wirtschaftsstrukturelle Defizite ausgeglichen, inf-
rastrukturelle Nachteile abgebaut sowie vorhandene Stärken ausgebaut werden. 
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Die Änderung des Flächennutzungsplans dient dem Abbau wirtschaftsstruktureller Defizite 
durch die Schaffung neuer Gewerbeflächen. Die Gemeinde befindet sich in einem vergleichs-
weise strukturschwachen Teilraum. Zwar verfügt die Gemeinde über einen Autobahnan-
schluss an die BAB A93, das neue Gewerbegebiet ist hieran bislang nicht direkt angebunden. 
Allerdings ist die Anbindung über die HO 4 an die B15 und hierüber an die BAB A93 möglich. 

2 Raumstruktur 

2.2 Gebietskategorien 

2.2.1 Abgrenzung der Teilräume  

(G)  Den sich aus der Raum- und Siedlungsstruktur ergebenden unterschiedlichen 
raumordnerischen Erfordernissen der Teilräume soll Rechnung getragen wer-
den. 

(Z)  Hierzu werden folgende Gebietskategorien festgelegt: 

 - Ländlicher Raum, untergliedert in 

  a) allgemeiner ländlicher Raum und 

  b) ländlicher Raum mit Verdichtungsansätzen, 

 - Verdichtungsraum. 

 Lage und Abgrenzung ergeben sich aus Anhang 2. 

2.2.3 Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf 

(G)  Teilräume mit wirtschaftsstrukturellen oder sozioökonomischen Nachteilen sowie 
Teilräume, in denen eine nachteilige Entwicklung zu befürchten ist, werden un-
abhängig von der Festlegung als Verdichtungsraum oder ländlicher Raum als 
Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf festgelegt. Lage und Abgrenzung 
ergeben sich aus Anhang 2. 

Die Gemeinde Regnitzlosau ist in der verbindlichen zeichnerischen Darstellung Teil des Allge-
meinen ländlichen Raums sowie als Teil des Raums mit besonderem Handlungsbedarf – 
Kreisregion dargestellt. 

2.2.5 Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums 

(G)  Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass 

- er seine Funktion als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig si-
chern und weiter entwickeln kann […]. 

(G)  Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des ländlichen Raums soll gestärkt und 
weiterentwickelt werden. Hierzu sollen 

- günstige Standortbedingungen für die Entwicklung, Ansiedlung und Neugrün-
dung von Unternehmen sowie Voraussetzungen für hochqualifizierte Arbeits- und 
Ausbildungsplätze geschaffen […] werden. 

Mit der gegenständlichen Planung werden in der Gemeinde Regnitzlosau Gewerbeflächen 
entwickelt, sodass ein Beitrag zur Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums als eigen-
ständiger Lebens- und Arbeitsraum geleistet wird. Mit der Bauleitplanung als Angebotsplanung 
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werden günstige Standortvoraussetzungen insbesondere für das produzierende Gewerbe ge-
schaffen. Die Bauleitplanung ermöglicht die Ansiedlung von Unternehmen innerhalb der Zu-
lässigkeitstatbestände des parallelen Bebauungsplanverfahrens. 

3 Siedlungsstruktur 

3.1 Nachhaltige und ressourcenschonende Siedlungsentwicklung, Flächensparen 

3.1.1 Integrierte Siedlungsentwicklung und Harmonisierungsgebot 

(G)  Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen und bedarfsorientier-
ten Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demographi-
schen Wandels und seiner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der Schonung 
der natürlichen Ressourcen und der Stärkung der zusammenhängenden Land-
schaftsräume ausgerichtet werden.  

(G)  Flächen- und energiesparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter 
Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

(G)  Die Entwicklung von Flächen für Wohnzwecke, gewerbliche Zwecke sowie für 
Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen soll abgestimmt erfolgen. Ergänzend 
kann auf der Grundlage interkommunaler Entwicklungskonzepte ein Ausgleich 
zwischen Gemeinden stattfinden. 

(G)  Die Ausweisung größerer Siedlungsflächen soll überwiegend an Standorten er-
folgen, an denen ein räumlich gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten 
Dienstleistungs-, Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen in fußläufiger Er-
reichbarkeit vorhanden ist oder geschaffen wird. 

Die Änderung des Flächennutzungsplans dient dazu, die gewerbliche Struktur in der Ge-
meinde Regnitzlosau weiterzuentwickeln. Die Gemeinde befindet sich in einem vergleichs-
weise strukturschwachen Teilraum. Der Großteil der arbeitenden Bevölkerung pendelt aus. 
Die Gemeinde hat damit überwiegend Wohnfunktion. Mit der gegenständlichen Änderung des 
Flächennutzungsplans wird die bedarfsgerechte Bereitstellung von Arbeitsplätzen angestrebt. 
Die verkehrsgünstige Lage an der BAB A93 führt dazu, dass der Neubau überörtlicher Ver-
kehrswege (mit Ausnahme eines direkten Anschlusses an die HO 4) nicht erforderlich ist. 

3.1.2 Abgestimmte Siedlungs- und Mobilitätsentwicklung 

(G)  Die Ausweisung neuer Siedlungsflächen soll vorhandene oder zu schaffende An-
schlüsse an das öffentliche Verkehrsnetz berücksichtigen.  

Die Änderung des Flächennutzungsplans grenzt direkt an die HO 4 an, über die das Gewer-
begebiet an den überörtlichen Verkehr angebunden werden kann. Über die HO 4 und die B15 
erfolgt zudem die Anbindung an die BAB A93. 

3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

(G)  In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung 
vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenent-
wicklung begründet nicht zur Verfügung stehen.  
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Für ein Gewerbegebiet in der vorliegenden Größenordnung bestehen in der Gemeinde keine 
bislang unausgeschöpften Flächen im Innenbereich. Die mit einer gewerblichen Nutzung ver-
bundenen Lärmkonflikte sprechen zudem gegen eine direkte Anbindung an vorhandene Sied-
lungsflächen (Trennungsgebot). 

3.3 Vermeidung von Zersiedelung – Anbindegebot 

(G)  Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandar-
tige Siedlungsstruktur sollen vermieden werde.  

Die Änderung des Flächennutzungsplans stellt Gewerbeflächen dar. Für die hier zulässigen 
Nutzungen bestehen in der vorliegenden Größenordnung in der Gemeinde keine bislang un-
ausgeschöpften Flächen im Innenbereich. Mit der vorliegenden Planung wird auch keine band-
artige Siedlungsstruktur entwickelt. Vielmehr wird in der Gemeinde ein neuer Gewerbestandort 
geschaffen, der auch aufgrund anzunehmender Lärmkonflikte aufgrund der vorgesehenen An-
siedlung von produzierendem Gewerbe gegen eine direkte Anbindung an vorhandene Sied-
lungsflächen spricht. Gemäß der Begründung zu diesem Grundsatz ist eine Zersiedelung der 
Landschaft insbesondere gekennzeichnet durch Streubebauung. Eine solche soll mit der vor-
liegenden Planung weder entwickelt noch gefördert werden. Es wird ein neuer Gewerbestand-
ort in der Gemeinde mit entsprechendem Gewicht geschaffen. 

(Z)  Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungsein-
heiten auszuweisen. Ausnahmen sind zulässig, wenn 

- […] ein Logistikunternehmen oder ein Verteilzentrum eines Unternehmens auf 
einen unmittelbaren Anschluss an eine Autobahnanschlussstelle oder deren Zu-
bringer oder an eine vierstreifig autobahnähnlich ausgebaute Straße oder auf ei-
nen Gleisanschluss angewiesen ist und ohne wesentliche Beeinträchtigung des 
Orts- und Landschaftsbilds geplant ist, 

- ein großflächiger produzierender Betrieb mit einer Mindestgröße von 3 ha aus 
Gründen der Ortsbildgestaltung nicht angebunden werden kann, 

- von Anlagen, die im Rahmen von produzierenden Gewerbebetrieben errichtet 
und betrieben werden sollen, schädliche Umwelteinwirkungen, insbesondere 
durch Luftverunreinigungen oder Lärm einschließlich Verkehrslärm, auf dem 
Wohnen dienende Gebiete ausgehen würden […]. 

Im gegenständlichen Bauleitplanverfahrens soll sichergestellt werden, dass produzierendes 
Gewerbe mit einer Mindestgröße von 3 ha bzw. mit schädlichen Umweltauswirkungen zulässig 
ist. Dies entspricht den Entwicklungsvorstellungen der Gemeinde  

Die Gemeinde stellt hierzu (vorerst) parallel einen Angebotsbebauungsplan auf, um die ge-
genüber einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan übliche Konzentration auf einen Nutzer 
während des Vorentwurfs auszuschließen und die Flächen einem breiteren Nutzerkreis anbie-
ten zu können und hierbei auch auf sinnvolle Synergien zwischen den zukünftigen Nutzungen 
einwirken zu können. Hierfür ist die gegenständliche Änderung des Flächennutzungsplans die 
Grundlage. Dies hat zur Folge, dass die zukünftigen Ansiedlungen (eines oder mehrerer kon-
kreter Betriebe) erst einmal nicht vertraglich sichergestellt werden. Es wird vielmehr auf den 
Festsetzungskatalog gemäß § 9 BauGB abgestellt. Das Plangebiet soll Betrieben mit beson-
deren Bedürfnisse hinsichtlich des Verkehrsanschlusses (Betriebe, die den An- und Abtrans-
port bestimmter Rohstoffe und Fertigprodukte bewerkstelligen und einen Massengut- und 
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Schwerlastverkehr ermöglichen müssen) sowie der Flächengröße (Betriebe, die flächeninten-
sive gewerbliche industrielle Großvorhaben darstellen) und auch des Betriebsstandortes (Be-
triebe, die anderen Betrieben zugeordnet sind, weil sie im Produktionsverbund zusammenwir-
ken bzw. für die die Standortnähe günstig ist) dienen. Der vorgesehene Standort ist für solche 
Betriebe günstig, da er nicht unmittelbar an bestehende Wohngebiete angrenzt und verkehrlich 
gut angebunden ist. Das Gewerbe würde im Nahbereich von Wohngebieten ggf. zu erhebli-
chen Lärmkonflikten führen, während am gegenständlichen Standort aufgrund der Flächen-
größe die Betriebsabläufe dagegen so gestaltet werden können, dass keine Beeinträchtigung 
der Bevölkerung entsteht. Sollte im weiteren Verfahren der Erarbeitung des Bebauungsplans 
ein Vorhabenträger Interesse an den Flächen zeigen, kann die weitere Bauleitplanung vorha-
benbezogen erfolgen. 

(G)  Zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der grenznahen Gebiete kann in diesen 
Gebieten die Möglichkeit der Zielabweichung nach Art. 4 Abs. 1 Satz 1 BayLplG 
bei der Ausweisung neuer Gewerbe- und Industriegebiete unter Berücksichti-
gung der Praxis in den Nachbarländern besonders berücksichtigt werden. Glei-
ches gilt unter Berücksichtigung der jeweiligen Strukturdaten in den in Anhang 5 
festgelegten besonders strukturschwachen Gemeinden.  

Die Gemeinde Regnitzlosau befindet sich in einem grenznahen Gebiet und wurde als beson-
ders strukturschwache Gemeinde festgelegt. Die Möglichkeit einer Zielabweichung nach Art. 
4 Abs. 1 Satz 1 BayLplG kann somit besonders berücksichtigt werden. Gemäß der Begrün-
dung zu diesem Grundsatz hat die Ansiedlung von Gewerbe und Industrie besondere Bedeu-
tung für die Entwicklung besonders strukturschwacher Gemeinden. Dies ist für die Gemeinde 
Regnitzlosau zutreffend. Die Gemeinde soll demzufolge erleichterte Möglichkeiten haben, Ge-
werbe- und Industriegebiete auszuweisen.  

4 Mobilität 

4.2 Straßeninfrastruktur 

(G)  Das Netz der Bundesfernstraßen sowie der Staats- und Kommunalstraßen soll 
leistungsfähig erhalten und bedarfsgerecht ergänzt werden.  

(G)  Bei der Weiterentwicklung der Straßeninfrastruktur soll der Ausbau des vorhan-
denen Straßennetzes bevorzugt vor dem Neubau erfolgen.  

(G)  Beim Erhalt und Ausbau der Straßeninfrastruktur sollen die Anforderungen für 
die Mobilität der Zukunft berücksichtigt werden.  

Die gegenständliche Planung schließt unmittelbar an bestehende Straßenverkehrsinfrastruk-
tur (Kreisstraße HO 4) an. Über diese Straße besteht in ca. 500 bis 700 m eine Auffahrt zur 
B15, über die die BAB A93 erreichbar ist. In Richtung Hauptort Regnitzlosau führt die HO 4 
durch die Ortschaft Klötzlamühle und mündet in Regnitzlosau in die Staatsstraße 2192. Es 
werden somit bestehende Verkehrsverbindungen genutzt.  

4.4 Radverkehr 

(G)  Das Radwegenetz soll erhalten sowie unter Einbeziehung vorhandener Ver-
kehrsinfrastruktur bedarfsgerecht ausgebaut und ergänzt werden.  

Das Plangebiet schließt an einen Teil des Radwegenetzes des Landkreises Hof an. Das be-
reits vorhandene Radverkehrsnetz kann durch die zukünftigen Nutzer somit entsprechend in 
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Anspruch genommen werden. Die bereits vorhandene Möglichkeit der Nutzung des Radver-
kehrs ermöglicht gegenüber einer rein auf den Motorisierten Individualverkehrs ausgerichteten 
Anbindung eine ressourcenschonende Mobilität. Weiterer Verbindungen bedarf es nach der-
zeitigem Kenntnisstand nicht. 

5 Wirtschaft 

5.1 Wirtschaftsstruktur 

(G)  Die Standortvoraussetzungen für die bayerische Wirtschaft, insbesondere für die 
leistungsfähigen kleinen und mittelständischen Unternehmen sowie für die Hand-
werks- und Dienstleistungsbetriebe, sollen erhalten und verbessert werden.  

Die gegenständliche Änderung des Flächennutzungsplans dient der Stärkung der Belange der 
Wirtschaft sowie der ortsansässigen Bevölkerung. Mit der gegenständlichen Planung wird 
durch die Schaffung von Gewerbeflächen die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitz-
losau weiterentwickelt. Es soll insbesondere produzierendes Gewerbe im Gewerbegebiet an-
sässig werden. Am Standort herrschen hinsichtlich der Verkehrsanbindung gute Bedingungen. 
Die technische Erschließung ist dem Grunde nach möglich. Auf den Flächen besteht bislang 
jedoch kein Planungsrecht.  

5.3 Einzelhandelsgroßprojekte 

5.3.1 Lage im Raum 

(Z)  Flächen für Betriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverord-
nung sowie für Agglomerationen (Einzelhandelsgroßprojekte) dürfen nur in Zent-
ralen Orten ausgewiesen werden. 

Abweichend sind Ausweisungen zulässig 

- für Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die ganz überwiegend dem Verkauf 
von Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden; diese Aus-
weisungen sind unabhängig von den zentralörtlichen Funktionen anderer Ge-
meinden zulässig und unterliegen nur der Steuerung von Ziel 5.3.2, 

- für Einzelhandelsgroßprojekte, die überwiegend dem Verkauf von Waren des 
sonstigen Bedarfs dienen, nur in Mittel- und Oberzentren sowie in Grundzentren 
mit bestehenden Versorgungsstrukturen in dieser Bedarfsgruppe.  

Die Änderung des Flächennutzungsplans soll kein Planungsrecht für Einzelhandelsgroßpro-
jekte schaffen. Solche Vorhaben sind bislang am Standort nicht zulässig und sollen auch nicht 
Bestandteil der Darstellungen sein. Ebenso soll die (schleichende) Entwicklung von Einzel-
handelsagglomerationen ausgeschlossen werden. Einzelhandel soll lediglich in Ergänzung 
der geplanten gewerblich-produzierenden Nutzungen zulässig sein (insbesondere Annex-
Handel) bzw. in geringfügigem Umfang der Versorgung der Arbeitskräfte dienen. Näheres re-
geln die Festsetzungen im parallelen Bebauungsplanverfahren. 

5.4 Land- und Forstwirtschaft 

5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen 

(G)  Die räumlichen Voraussetzungen für eine vielfältig strukturierte, multifunktionale 
und bäuerlich ausgerichtete Landwirtschaft und eine nachhaltige Forstwirtschaft 
in ihrer Bedeutung für die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung mit 
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nachhaltig erzeugten Lebensmitteln, erneuerbaren Energien und nachwachsen-
den Rohstoffen sowie für den Erhalt der natürlichen Ressourcen und einer attrak-
tiven Kulturlandschaft und regionale Wirtschaftskreisläufe sollen erhalten, unter-
stützt und weiterentwickelt werden.  

(G)  Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer Flächensubstanz 
erhalten werden. Insbesondere für die Landwirtschaft besonders geeignete Flä-
chen sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang für andere Nutzungen in 
Anspruch genommen werden.  

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans werden erstmalig bislang landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen überplant.  Diese Inanspruchnahme erfolgt zur Stärkung der Belange der Wirt-
schaft und der ortsansässigen Bevölkerung. Die Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen 
kann auf Bebauungsplanebene mittels Ausgleichsmaßnahmen kompensiert werden. Bestand-
teil der Änderung des Flächennutzungsplans ist ein Umweltbericht, in dem die Auswirkungen 
auf die natürlichen Ressourcen untersucht werden. 

5.4.2 Wald und Waldfunktionen 

(G)  Wälder, insbesondere große zusammenhängende Waldgebiete, Bannwälder 
und landeskulturell oder hinsichtlich ihrer Funktionen besonders bedeutsame 
Wälder sollen vor Zerschneidungen und Flächenverlusten bewahrt werden. 

(G)  Die Waldfunktionen sollen gesichert und verbessert werden. Waldumbaumaß-
nahmen sollen schonend unter Wahrung bestands- und lokalklimatischer Ver-
hältnisse erfolgen.  

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Waldflächen. Eine Beeinträchtigung der Funk-
tion der im Süden an das Plangebiet angrenzenden Waldflächen soll soweit wie möglich ver-
mieden werden. Bestandteil der Änderung des Flächennutzungsplans ist ein Umweltbericht, 
in dem die Auswirkungen auf die Waldfunktionen untersucht werden. 

6 Energieversorgung 

6.1 Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur 

6.1.1 Sichere und effiziente Energieversorgung 

(Z)  Die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft mit Energie ist durch den im 
überragenden öffentlichen Interesse liegenden und der öffentlichen Sicherheit 
dienenden Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat kli-
maschonend zu erfolgen. Zur Energieinfrastruktur gehören insbesondere 

- Anlagen der Energieerzeugung und -umwandlung, 

- Energienetze sowie 

- Energiespeicher.  

(G)  Potenziale der Energieeinsparung und Energieeffizienzsteigerung sollen durch 
eine integrierte Siedlungs- und Verkehrsplanung genutzt werden.  

6.2 Erneuerbare Energien 

6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien 
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(Z)  Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilräumen verstärkt zu erschließen 
und zu nutzen. 

6.2.2 Windenergie 

(Z)  Auf einen verstärkten Ausbau der Photovoltaik auf Dachflächen und anderweitig 
bereits überbauten Flächen soll hingewirkt werden. 

Die Änderung des Flächennutzungsplans dient der Darstellung von Gewerbeflächen. Im pa-
rallelen Bebauungsplanverfahren kann die zulässige Art der baulichen Nutzung konkretisiert 
werden. Hier können auch Festsetzungen zu erneuerbaren Energien, so z. B. zu Dachflächen-
Photovoltaikanlagen, getroffen werden. 

7 Freiraumstruktur 

7.1 Natur und Landschaft 

7.1.1 Erhalt und Entwicklung von Natur und Landschaft 

(G)  Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungs-
raum des Menschen erhalten und entwickelt werden.  

Die gegenständliche Planung umfasst Teilflächen im Außenbereich. Diese sind bislang land-
wirtschaftlich genutzt. Eine weitergehende Nutzung findet bislang nicht statt. Durch die anth-
ropogene Vorprägung der Flächen sind diese nicht als Naturraum wahrnehmbar. Die Besied-
lung durch Flora und Fauna wird im weiteren Verfahren geprüft. Die Flächen besitzen Auffang- 
und Versickerungsfunktion für das Niederschlagswasser und tragen damit zur Grundwasser-
neubildung bei. Diese ökologische Funktion soll weitgehend erhalten bleiben. Der Land-
schaftsraum ist bislang nicht durch (höhere) bauliche Anlagen geprägt. Durch Vorgaben zur 
Gestaltung der baulichen Anlagen sollen Auswirkungen auf das Landschaftsbild gemindert 
werden. 

7.1.3 Erhalt freier Landschaftsbereiche 

(G)  Freie Landschaftsbereiche, die keinem Verkehrs-, Industrie- und Gewerbe- oder 
Freizeitlärm ausgesetzt sind, sollen weiterhin vor Lärm geschützt werden. 

Das Plangebiet befindet sich im Dreieck der BAB A93 sowie der B15. Somit besteht eine Ver-
kehrslärmbelastung bereits. 

7.1.6 Erhalt der Arten- und Lebensraumvielfalt, Biotopverbundsystem 

(G)  Lebensräume für wildlebende Tier- und Pflanzenarten sollen gesichert und ins-
besondere auch unter dem Aspekt des Klimawandels entwickelt werden. Die 
Wanderkorridore wildlebender Arten an Land, im Wasser und in der Luft sollen 
erhalten und wiederhergestellt werden.  

Diese landwirtschaftliche Vorprägung der Flächen lässt erwarten, dass diese für (geschützte) 
Arten nicht attraktiv sind. Die Besiedlung durch Flora und Fauna wird im weiteren Verfahren 
geprüft.  

7.2 Wasserwirtschaft 

7.2.1 Schutz des Wassers 
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(G)  Es soll darauf hingewirkt werden, dass das Wasser seine vielfältigen Funktionen 
im Naturhaushalt und seine Ökosystemleistungen auf Dauer erfüllen kann.  

Die bislang unversiegelten Flächen innerhalb des Plangebietes besitzen Auffang- und Versi-
ckerungsfunktion für das Niederschlagswasser und tragen damit zur Grundwasserneubildung 
bei. Diese ökologische Funktion soll weitgehend erhalten bleiben. Im weiteren Verfahren wird 
geprüft, inwieweit eine Versickerungsfähigkeit des Bodens gegeben ist und Festsetzungen zur 
Versickerung bzw. Entwässerung zweckdienlich sind. 

Regionalplan  

Der Regionalplan Oberfranken-Ost in der Fassung vom Mai 2004 konkretisiert die raumord-
nerischen Vorgaben: 

Teil A 

3 Allgemeine Ziele 

(Z)  Die räumliche Ordnung und Entwicklung soll dazu beitragen, unausgewogene 
Strukturen zu vermeiden, die innere Verflechtung zu fördern und die Anziehungs-
kraft der Region als Lebens-, Arbeits- und Erholungsraum zu stärken. Die Erar-
beitung und Durchsetzung gemeinsamer Entwicklungskonzepte sollen über die 
Regionsgrenzen hinaus angestrebt werden.  

5 Allgemeine Ziele 

(Z)  Die Wirtschaftskraft und die Wirtschaftsstruktur sollen gestärkt, das Arbeitsplatz- 
und Berufsausbildungsangebot insgesamt erhöht, breiter gefächert und qualitativ 
verbessert werden. Auf eine weitere Stärkung der regionalen Wirtschaft soll auch 
zur Erhaltung ihrer Konkurrenzfähigkeit im europäischen Binnenmarkt hingewirkt 
werden.  

Regnitzlosau ist als strukturschwache Gemeinde zu bezeichnen. Die Funktion der Gemeinde 
besteht im Wesentlichen als Wohnstandort. Ihre Bedeutung als Arbeitsstandort ist ausbaufä-
hig, um als Arbeitsstandort attraktiv zu sein. Im Rahmen der Machbarkeitsstudie „Interkommu-
nale Gewerbegebiete in Rehau–Döhlau–Regnitzlosau“ (2017) wurde ermittelt, inwieweit die 
drei Gemeinden in Fragen der Entwicklung einer Gewerbefläche zusammenarbeiten können. 

2.1 Ökologische Erfordernisse für die Entwicklung der Region und ihrer Teilräume 

(Z)  Die natürlichen Lebensgrundlagen sind in der Region und ihren Teilräumen nach-
haltig zu schützen, zu erhalten und zu verbessern. Boden, Wasser und Luft sollen 
von Schadstoffen, die den Naturhaushalt belasten, befreit und freigehalten wer-
den. Dem Waldsterben in der Region muss durch wirksame Sofortmaßnahmen 
dringend entgegengewirkt werden. Eine vielfältige Pflanzen- und Tierwelt soll an-
gestrebt werden.  

2.2 Ökologische Erfordernisse für die Entwicklung der Region und ihrer Teilräume 

(Z)  In allen Teilräumen der Region soll die Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
gesichert, Überbeanspruchungen sollen vermieden werden. Großflächige bisher 
nicht oder nur gering beeinträchtigte Landschaftsbereiche sollen erhalten wer-
den.  
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Die gegenständliche Planung umfasst Teilflächen im Außenbereich. Diese sind bislang land-
wirtschaftlich genutzt. Eine weitergehende Nutzung findet bislang nicht statt. Durch die anth-
ropogene Vorprägung der Flächen sind diese nicht als Naturraum wahrnehmbar. Die Besied-
lung durch Flora und Fauna wird im weiteren Verfahren geprüft. Die Fläche ist durch die an-
grenzenden Verkehrswege bereits mit Lärm vorbelastet. Die Flächen besitzen Auffang- und 
Versickerungsfunktion für das Niederschlagswasser und tragen damit zur Grundwasserneu-
bildung bei. Diese ökologische Funktion soll weitgehend erhalten bleiben. Der Landschafts-
raum ist bislang nicht durch (höhere) bauliche Anlagen geprägt. Durch Vorgaben zur Gestal-
tung der baulichen Anlagen sollen Auswirkungen auf das Landschaftsbild gemindert werden. 

Bestimmung der Kleinzentren 

(Z)  Als zentrale Orte der untersten Stufe (Kleinzentren) werden folgende Gemeinden 
bestimmt. Durch Schrägstrich verbundene Gemeinden werden gemeinsam als 
Kleinzentren ausgewiesen (zentrale Doppelorte): 

 […] Regnitzlosau […] 

2.1.2  

(Z)  Die Kleinzentren […] Regnitzlosau […] sollen im Versorgungs- und Siedlungs-
kern in ihrer Grundversorgungsfunktion für den Nahbereich gesichert und be-
darfsgerecht weiter ausgebaut werden. Insbesondere sollen angestrebt werden:  

 […] in Regnitzlosau  

– die Sicherung und Verbesserung der Versorgungsinfrastruktur 

– die Stärkung der Versorgungsfunktion des Einzelhandels 

– die Schaffung weiterer nichtlandwirtschaftlicher Arbeitsplätze […] 

In der Zielkarte 1 Raumstruktur ist Regnitzlosau als Grundzentrum festgelegt. Nachrichtlich 
übernommen ist die Darstellung innerhalb des Raums mit besonderen Handlungsbedarfen. 
Die gegenständliche Änderung des Flächennutzungsplans dient der Stärkung der Belange der 
Wirtschaft sowie der ortsansässigen Bevölkerung. Mit der gegenständlichen Planung wird 
durch die Schaffung von Gewerbeflächen die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitz-
losau weiterentwickelt. Es soll insbesondere produzierendes Gewerbe auf den Gewerbeflä-
chen ansässig werden. Planungsrecht für Einzelhandelsgroßprojekte soll nicht schaffen wer-
den. Solche Vorhaben sind bislang am Standort nicht zulässig und sollen auch nicht Bestand-
teil der Darstellungen sein. 

Teil B 

Verkehr 

1.1 Verkehrsleitbild 

1.1.1 

(G)  Durch den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und des öffentlichen Personennah-
verkehrs sollen 

· die Entwicklung und Erreichbarkeit der zentralen Orte gewährleistet, 

· der Wirtschaftsstandort Oberfranken-Ost gestärkt, 
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· die Verkehrssicherheit für alle Verkehrsteilnehmer und die Bevölkerung erhöht, 

· die flächendeckende Verkehrserschließung aller Teilräume der Region gewähr-
leistet, 

· den Belangen der Bevölkerungsgruppen, die in ihrer Mobilität eingeschränkt 
sind, verstärkt Rechnung getragen und 

· den Herausforderungen des demographischen Wandels begegnet werden. 

Unter Berücksichtigung des Leitziels der gleichwertigen und gesunden Lebens- 
und Arbeitsbedingungen ist die Entwicklung und Umsetzung nachhaltiger und 
umweltverträglicher Verkehrskonzepte von besonderer Bedeutung.  

1.1.2 

(G)  Beim weiteren Ausbau der Verkehrsinfrastruktur sollen die Belange des Individu-
alverkehrs und des öffentlichen Personennahverkehrs stärker aufeinander abge-
stimmt werden. Dabei ist auf eine Erhöhung des Anteils des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs hinzuwirken. 

1.1.3 

(G)  Bei der Ausweisung neuer Siedlungsgebiete soll verstärkt auf die Erschließung 
durch den öffentlichen Personennahverkehr geachtet werden. 

Die gegenständliche Planung schließt unmittelbar an bestehende Straßenverkehrsinfrastruk-
tur (Kreisstraße HO 4) an. Über diese Straße besteht in ca. 500 bis 700 m eine Auffahrt zur 
B15, über die die BAB A93 erreichbar ist. In Richtung Hauptort Regnitzlosau führt die HO 4 
durch die Ortschaft Klötzlamühle und mündet in Regnitzlosau in die Staatsstraße 2192. Es 
werden somit bestehende Verkehrsverbindungen genutzt. Inwieweit eine Erschließung durch 
den öffentlichen Personennahverkehr erfolgen kann, wird im Planverfahren geprüft. 

1.1.4 

(G)  Die Radverkehrsinfrastruktur soll ausgebaut und Netzlücken sollen geschlossen 
werden, um ein zusammenhängendes Radwegenetz zu erreichen. 

Das Plangebiet schließt an einen Teil des Radwegenetzes des Landkreises Hof an. Das be-
reits vorhandene Radverkehrsnetz kann durch die zukünftigen Nutzer somit entsprechend in 
Anspruch genommen werden. Die bereits vorhandene Möglichkeit der Nutzung des Radver-
kehrs ermöglicht gegenüber einer rein auf den Motorisierten Individualverkehrs ausgerichteten 
Anbindung eine ressourcenschonende Mobilität. Weiterer Verbindungen bedarf es nach der-
zeitigem Kenntnisstand nicht. 

1.4 Straßenbau 

1.4.1 

(Z)  Das Straßennetz ist unter Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes, der 
Landschaftspflege und des Immissionsschutzes so zu erhalten und auszubauen, 
dass es eine gute flächenhafte Erschließung der Region gewährleistet und dem 
Fernverkehr gerecht wird. […] 

Die gegenständliche Planung schließt unmittelbar an bestehende Straßenverkehrsinfrastruk-
tur (Kreisstraße HO 4) an. Es werden bestehende Verkehrsverbindungen genutzt. 
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Teil B 

Energieversorgung 

1 Allgemeines 

  In allen Teilräumen der Region soll auf eine sparsame und rationelle Energiever-
wendung sowie eine nach Energiebedarf breit diversifizierte, ausreichende, si-
chere, kostengünstige und umweltfreundliche Energieversorgung hingewirkt wer-
den. Leitungstrassen sollen vor allem im Bereich der Entwicklungsachsen von 
überregionaler Bedeutung und in den Naturparken soweit möglich zusammenge-
fasst und mit anderen Bandinfrastruktureinrichtungen gebündelt werden.  

5 Erneuerbare Energien 

5.1 

 Auf die verstärkte Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energiequellen soll in 
allen Teilräumen der Region hingewirkt werden. Dies gilt insbesondere bei Be-
rücksichtigung der Umwelt- und Landschaftsverträglichkeit für die wirtschaftliche 
Nutzung von Wasserkraft, Windenergie, Solarenergie sowie sonstigen erneuer-
baren Energien und nachwachsenden Rohstoffen. 

Die Änderung des Flächennutzungsplans dient der Darstellung von Gewerbeflächen. Im pa-
rallelen Bebauungsplanverfahren kann die zulässige Art der baulichen Nutzung konkretisiert 
werden. Hier können auch Festsetzungen zu erneuerbaren Energien, so z. B. zu Dachflächen-
Photovoltaikanlagen, getroffen werden. 

5.2 Windenergie 

(Z) Die Errichtung raumbedeutsamer Windkraftanlagen ist in der Region auf die aus-
gewiesenen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Windkraftanlagen zu konzent-
rieren. 

(Z) In den Vorranggebieten wird der Nutzung der Windenergie Vorrang vor anderen 
raumbedeutsamen Nutzungen eingeräumt; diese sind ausgeschlossen, soweit 
sie mit der Nutzung der Windenergie nicht vereinbar sind. 

Lage und Ausdehnung der Vorranggebiete ergeben sich aus der Karte “Tektur 
zu Karte 2 Siedlung und Versorgung – Windenergie”, die Bestandteil des Regio-
nalplans ist. 

Der Verordnung zur Änderung des Regionalplans Tektur zu Karte 2 „Siedlung und Versor-
gung“ B V 3.1.1 Windenergie (verbindlich erklärt mit Bescheid vom 19.09.2024) sind keine das 
Plangebiet betreffende Festlegungen zu entnehmen. 

Teil B 

Natur, Landschaft und Erholung 

1 Landschaftliches Leitbild 

1.1 
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(G) In der Region soll das vielfältige und abwechslungsreiche Nebeneinander ver-
schiedener Natur- und Kulturlandschaften erhalten und harmonisch weiterentwi-
ckelt werden. Insbesondere sollen die natürlichen Lebensgrundlagen der Region 
zum Schutz einer gesunden Umwelt, eines funktionsfähigen Naturhaushaltes so-
wie der heimischen Tier- und Pflanzenwelt dauerhaft gesichert werden. Alle kon-
kurrierenden Nutzungsansprüche an die natürlichen Lebensgrundlagen sollen 
auf eine nachhaltige Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts abgestimmt werden. 
Die verschiedenen Ökosystemleistungen sollen gesichert und gestärkt werden.  

1.3 

(G) Landschaften mit besonderer Bedeutung für das Landschaftsbild sollen mit ihren 
charakteristischen Strukturen und in ihrer Vielfalt erhalten und, soweit möglich, 
wiederhergestellt werden. 

Der Verordnung zur Änderung des Regionalplans Tektur zu Karte 2 „Siedlung und Versor-
gung“ B I Natur, Landschaft und Erholung – Regionaler Grünzug, Trenngrün - (verbindlich 
erklärt mit Bescheid vom 06.05.2019) sind keine das Plangebiet betreffende Festlegungen zu 
entnehmen. 

In der Verordnung zur Änderung des Regionalplans Tektur zu Karte 3 „Landschaft und Erho-
lung“ B I Natur, Landschaft und Erholung – Landschaftliche Vorbehaltsgebiete - (verbindlich 
erklärt mit Bescheid vom 06.05.2019) sind ebenfalls keine Festlegungen für das Plangebiet 
getroffen worden. 

Gemäß der Begründungskarte 2 Naturräumliche Gliederung liegt das Plangebiet innerhalb der 
Naturraum-Haupteinheit D17 Vogtland in der Naturraum-Einheit 412 Oberes Vogtland. Nörd-
lich angrenzend befindet sich die Naturraum-Einheit 411 Mittelvogtländisches Kuppenland so-
wie südlich innerhalb der Naturraum-Haupteinheit D48 Thüringisches-Fränkisches Mittelge-
birge die Naturraum-Einheit 393 Münchberger Hochfläche. 

Die gegenständliche Planung umfasst Teilflächen im Außenbereich. Diese sind bislang land-
wirtschaftlich genutzt. Eine weitergehende Nutzung findet bislang nicht statt. Durch die anth-
ropogene Vorprägung der Flächen sind diese nicht als Naturraum wahrnehmbar. Die Besied-
lung durch Flora und Fauna wird im weiteren Verfahren geprüft. Gemäß der Begründungskarte 
4 Landschaftsbildbewertung besitzt das Plangebiet eine mittlere Bedeutung für das Land-
schaftsbild. Der Landschaftsraum ist bislang nicht durch (höhere) bauliche Anlagen geprägt. 
Durch Vorgaben zur Gestaltung der baulichen Anlagen sollen Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild gemindert werden. 

2.4 Biotopverbundachsen 

2.4.1 

(G) Zur Sicherung von Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich 
ihrer Lebensstätten, Biotope und Lebensgemeinschaften sowie der Bewahrung, 
Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer Wechselbezie-
hungen soll ein Biotopverbund aufgebaut werden. 

Gemäß der Begründungskarte 5 Biotopverbundachsen ist das Plangebiet nicht Bestandteil der 
hier getroffenen Aussagen. 

2.5 Geotope 
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2.5.1 

(Z) Besonders wertvolle Geotope in der Region sind zu erhalten, zu sichern und zu 
pflegen. 

Gemäß der Begründungskarte 3 Geotope ist das Plangebiet nicht Bestandteil der hier getroffe-
nen Aussagen. 

3 Erhaltung, Gestaltung und Pflege der Landschaft 

3.1 im Siedlungsbereich 

3.1.2 

(G) Ortsränder, Industrie- und Gewerbegebiete, insbesondere in den Naturparken 
und Fremdenverkehrsgebieten der Region, sollen gestaltet und in die Landschaft 
eingebunden werden. 

Innerhalb des parallelen Bebauungsplanverfahrens ist ein Grünordnungsplan zu erstellen. In 
diesem werden Maßnahmen zur Gestaltung und Einbindung des Gewerbegebietes entwickelt, 
die Eingang in die Festsetzungen des Bebauungsplans finden. Durch Vorgaben zur Gestal-
tung der baulichen Anlagen sollen Auswirkungen auf das Landschaftsbild gemindert werden. 
Auf der Ebene der Änderung des Flächennutzungsplans besteht kein Erfordernis für entspre-
chende Darstellungen, da die Art und Größe der geplanten baulichen Anlagen noch nicht be-
kannt ist. 

3.2 in der freien Landschaft 

3.2.3 

(G) Die Funktionen des Bodens sollen in der Region nachhaltig gesichert und wie-
derhergestellt werden. Die Inanspruchnahme und die Versiegelung von Grund 
und Boden soll verringert werden. 

Die gegenständliche Änderung des Flächennutzungsplans dient der Stärkung der Belange der 
Wirtschaft sowie der ortsansässigen Bevölkerung. Bestandteil der Änderung des Flächennut-
zungsplans ist ein Umweltbericht, in dem die ökologischen Auswirkungen untersucht werden. 
Eine wesentliche und langfristige Beeinträchtigung der natürlichen Lebensgrundlagen ist nicht 
vorgesehen.  

Teil B 

Siedlungswesen 

1 Siedlungsstruktur 

1.1 

 Die Siedlungstätigkeit soll sich in allen Gemeinden der Region in der Regel im 
Rahmen einer organischen Entwicklung vollziehen. Die gewachsenen Siedlungs-
strukturen sollen durch Konzentration der Siedlungstätigkeit auf geeignete Sied-
lungseinheiten weiterentwickelt werden. In den zentralen Orten soll darauf hinge-
wirkt werden, dass ausreichende Bauflächen zügig bereitgestellt werden. 

1.2 
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 In den zentralen Orten der Region und im Bereich der Entwicklungsachsen ist 
eine überorganische Siedlungsentwicklung zulässig. […] 

1.7 

 Besonders schützenswerte Landschaftsteile sowie der Zugang zu diesen sind 
grundsätzlich von einer Bebauung freizuhalten. 

In der Region sollen dabei vor allem beachtet werden: 

– Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Schutzzonen der Naturparke, 
Landschaftsbestandteile nach Art. 12 Bayer. Naturschutzgesetz, Naturdenkmale 
und Biotope, 

– besonders hervorragende und weithin einsehbare Landschaftsteile wie land-
schaftsprägende Höhenrücken, Kuppen und Hanglagen, 

– die stadtnahen Wälder im Bereich der Oberzentren, möglichen Oberzentren 
und Mittelzentren, 

– ökologisch wertvolle Tal- und Auenbereiche, 

– wertvolle Kulturlandschaftsbereiche wie Heckengebiete, Heiden und Streuobst-
wiesen, 

– Überschwemmungsgebiete und Wasserschutzgebiete, 

– Flächen mit archäologisch bedeutsamen Bodendenkmälern. 

Die Änderung des Flächennutzungsplans stellt Gewerbeflächen dar. Für solche Flächen be-
stehen in der vorliegenden Größenordnung in der Gemeinde keine bislang unausgeschöpften 
Flächen im Innenbereich. Mit der vorliegenden Planung wird auch keine bandartige Siedlungs-
struktur entwickelt. Vielmehr wird in der Gemeinde ein neuer Gewerbestandort geschaffen, 
der auch aufgrund anzunehmender Lärmkonflikte aufgrund der vorgesehenen Ansiedlung von 
produzierendem Gewerbe gegen eine direkte Anbindung an vorhandene Siedlungsflächen 
spricht. Gemäß der Begründung zu diesem Grundsatz ist eine Zersiedelung der Landschaft 
insbesondere gekennzeichnet durch Streubebauung. Eine solche soll mit der vorliegenden 
Planung weder entwickelt noch gefördert werden. Es wird ein neuer Gewerbestandort in der 
Gemeinde mit entsprechendem Gewicht geschaffen. Die in Punkt 1.7 aufgeführten besonders 
schützenswerten Landschaftsteile sind innerhalb des Plangebietes nicht vorzufinden. 

2 Wohnungswesen 

2.5  

 Die gewerbliche Siedlungstätigkeit soll unter Berücksichtigung der angestrebten 
regionalen Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur bevorzugt in zentralen Orten, ins-
besondere im Bereich der Entwicklungsachsen, erfolgen. Auch in Gemeinden mit 
besonders guter Verkehrsanbindung soll eine überorganische gewerbliche Sied-
lungsentwicklung angestrebt werden. Gewerbliche Siedlungsflächen sollen – 
auch im Hinblick auf den längerfristigen Bedarf – ausreichend Ausdehnungsmög-
lichkeiten für vorhandene oder anzusiedelnde Betriebe bieten. 

2.6 
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 In der gesamten Region, vor allem in ländlichen Teilräumen, deren Entwicklung 
nachhaltig gestärkt werden soll, sollen gewerbliche Siedlungsflächen an infra-
strukturell gut erschlossenen Standorten in ausreichend großem Umfang zur Er-
haltung, Stärkung und Entwicklung des Arbeitsplatzangebots und für die Neuan-
siedlung von Betrieben bereitgestellt werden. Die gewerbliche Siedlungstätigkeit 
soll insbesondere auch zur Stärkung der Oberzentren Bayreuth und Hof beitra-
gen. In Ortslagen mit enger räumlicher Nachbarschaft von Wohnen und Arbeiten, 
insbesondere im Norden und Osten der Region, soll nach Möglichkeit auf eine 
Zusammenfassung der gewerblichen Nutzung hingewirkt werden. 

Mit der gegenständlichen Planung wird die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitzlosau 
weiterentwickelt, die als Kleinzentrum festgelegt ist. Die Gemeinde befindet sich in einem ver-
gleichsweise strukturschwachen Teilraum. Sie ist als besonders strukturschwache Gemeinde 
in Anhang 5 des LEP festgelegt. Der Großteil der arbeitenden Bevölkerung pendelt aus. Mit 
der gegenständlichen Änderung des Flächennutzungsplans wird die bedarfsgerechte Bereit-
stellung von Arbeitsplätzen angestrebt. Die Änderung des Flächennutzungsplans stellt Gewer-
beflächen dar. Für solche Flächen bestehen in der vorliegenden Größenordnung in der Ge-
meinde keine bislang unausgeschöpften Flächen im Innenbereich. 

Teil B 

Land- und Forstwirtschaft 

1 Landwirtschaft 

 In allen Teilen der Region soll eine funktionsfähige Landwirtschaft erhalten blei-
ben. 

1.1 Landbewirtschaftung und Flächennutzung 

1.1.1 

 […] Unter besonderer Berücksichtigung der Verhältnisse in der Region sollen 
auch Flächen mit ungünstigen Erzeugungsbedingungen vorwiegend der landwirt-
schaftlichen Nutzung vorbehalten bleiben. Eine zwingende Inanspruchnahme für 
andere Nutzungen soll flächensparend erfolgen. 

Mit der gegenständlichen Planung wird die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitzlosau 
weiterentwickelt, die als Kleinzentrum festgelegt ist. Die Gemeinde befindet sich in einem ver-
gleichsweise strukturschwachen Teilraum. Mit der gegenständlichen Änderung des Flächen-
nutzungsplans wird die bedarfsgerechte Bereitstellung von Arbeitsplätzen angestrebt. Die Än-
derung des Flächennutzungsplans stellt Gewerbeflächen dar. Für solche Flächen bestehen in 
der vorliegenden Größenordnung in der Gemeinde keine bislang unausgeschöpften Flächen 
im Innenbereich. 

Teil B 

Gewerbliche Wirtschaft 

1 Allgemeines 

 Die Wirtschaftskraft der Region soll durch Stärkung der regionalen und sektora-
len Wirtschaftsstruktur verbessert werden. […] 

2 Regionale Wirtschaftsstruktur 
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 Die regionale Wirtschaftsstruktur soll vordringlich und gleichwertig verbessert 
werden. Im Norden und Osten der Region soll neben der Stärkung der Betriebe 
auf eine weitere Auflockerung der Branchenstruktur hingewirkt werden; dabei soll 
insbesondere die Schaffung wirtschaftsnaher Dienstleistungen angestrebt wer-
den. 

2.1 Arbeitsplatzangebot 

 In allen Teilen der Region soll eine Ausweitung des Arbeitsplatzangebots ange-
strebt werden. Insbesondere soll auf eine weitere qualitative Verbesserung der 
Arbeitsplätze, vor allem im Dienstleistungsbereich, hingewirkt werden. […] 

Die Änderung des Flächennutzungsplans ermöglicht die Weiterentwicklung der gewerblichen 
Struktur in der Gemeinde Regnitzlosau. Mit der gegenständlichen Änderung des Flächennut-
zungsplans wird die bedarfsgerechte Bereitstellung von Arbeitsplätzen angestrebt. Der parallel 
aufgestellte Bebauungsplan setzt Gewerbeflächen fest.  

2.2 Wirtschaftsnahe Infrastruktur 

 Die wirtschaftliche Attraktivität der Oberzentren Bayreuth und Hof soll weiter ge-
stärkt werden. In allen Teilen der Region, insbesondere im ehemaligen Zonen-
randgebiet, soll durch den weiteren Ausbau einer leistungsfähigen Infrastruktur 
die Möglichkeit für eine Verbesserung der wirtschaftlichen Entwicklung eröffnet 
werden. 

Dabei sollen: 

– geeignete gewerbliche Flächen gesichert und für konkrete Ansiedlungs-, Ver-
lagerungs- sowie Erweiterungsvorhaben erschlossen werden; 

– insbesondere die überregionale Verkehrsanbindung der Industrie- und Gewer-
bestandorte nach Norden, Westen und Osten verbessert werden; 

– beim Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur in den Fremdenverkehrsgebie-
ten der Region die landschaftsprägenden Strukturen besonders berücksichtigt 
werden. 

Die Änderung des Flächennutzungsplans dient dem Abbau wirtschaftsstruktureller Defizite 
durch die Schaffung neuer Gewerbeflächen. Es wird eine geeignete gewerbliche Flächen ge-
sichert und für konkrete Ansiedlungs-, Verlagerungs- sowie Erweiterungsvorhaben erschlos-
sen. Hierfür werden bestehende Verkehrsverbindungen genutzt (über die HO 4 an die B15 
und hierüber an die BAB A93). 

3 Sektorale Wirtschaftsstruktur 

 Eine ausgewogene sektorale Wirtschaftsstruktur soll in der gesamten Region, 
insbesondere im Norden und Osten, angestrebt werden. 

3.1 Gewinnung, Sicherung und Erkundung von Bodenschätzen 

 Die Bodenschätze der Region sollen für eine nachhaltige regionale und überre-
gionale Rohstoffversorgung erkundet, gesichert und bedarfsorientiert erschlos-
sen werden. Auf eine sparsame Verwendung soll hingewirkt werden. 

3.1.1 Rohstoffsicherung 
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 Zur Sicherung der Versorgung mit volkswirtschaftlich wichtigen Rohstoffen wer-
den folgende Lagerstätten als Vorrang- und Vorbehaltsgebiete ausgewiesen. 
Ihre Lage und Abgrenzung bestimmen sich aus Karte 2 „Siedlung und Versor-
gung“, die Bestandteil des Regionalplans ist. 

In den Vorranggebieten soll der Gewinnung von Bodenschätzen Vorrang vor an-
deren Nutzungen eingeräumt werden. 

In den Vorbehaltsgebieten soll der Gewinnung von Bodenschätzen unter Abwä-
gung mit anderen Nutzungsansprüchen besonderes Gewicht beigemessen wer-
den. 

3.1.2 Rohstoffgewinnung 

3.1.2.1 

 Der Abbau soll auf die in Karte 2 „Siedlung und Versorgung“ ausgewiesenen Vor-
rang- und Vorbehaltsgebiete konzentriert werden. 

Der fünften Änderung Tektur zu Karte 2 „Siedlung und Verkehr“ Ziel B IV 3.1 Gewinnung, 
Sicherung und Erkundung von Bodenschätzen (verbindlich erklärt mit Bescheid vom 
16.08.2017) sind keine das Plangebiet betreffende Festlegungen zu entnehmen. 

3.2 Industrie 

3.2.1 

 Die mittelständische Betriebsgrößenstruktur der Industrie soll erhalten, die Bran-
chenstruktur verbreitert und ergänzt werden. […] 

3.2.2 

 Die Voraussetzungen für die Ansiedlung von Industriebetrieben sollen vor allem 
in den zentralen Orten und in den Gemeinden im Verlauf der Entwicklungsachsen 
geschaffen werden, denen regionalplanerische Funktionen im Bereich der ge-
werblichen Entwicklung zugewiesen werden. 

Die Änderung des Flächennutzungsplans dient dem Abbau wirtschaftsstruktureller Defizite 
durch die Schaffung neuer Gewerbeflächen. Es wird eine geeignete gewerbliche Flächen ge-
sichert und für konkrete Ansiedlungs-, Verlagerungs- sowie Erweiterungsvorhaben erschlos-
sen. Inwieweit Industriebetriebe zulässig sein sollen, wird im weiteren Verfahren geprüft.  

3.4 Handel 

3.4.1 

 In allen Teilen der Region soll auf die Sicherstellung einer ausreichenden Waren-
versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft durch den Handel hingewirkt wer-
den. 

3.4.2 

 Der Ausbau der Handelseinrichtungen soll insbesondere zur Stärkung zentraler 
Orte sowie zur Verbreiterung des Arbeitsplatzangebots beitragen. Die städtebau-
lichen und infrastrukturellen Voraussetzungen dafür sollen verbessert werden. 
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Innerhalb der Änderung des Flächennutzungsplans soll Einzelhandel in Ergänzung der ge-
planten gewerblich-produzierenden Nutzungen zulässig sein (insbesondere Annex-Handel) 
bzw. in geringfügigem Umfang der Versorgung der Arbeitskräfte dienen. Es soll kein Planungs-
recht für Einzelhandelsgroßprojekte geschaffen werden.  

Leitlinien zur Nutzung der Solarenergie in der Region Oberfranken-Ost 

In der Region Oberfranken-Ost bestehen Leitlinien zur Nutzung der Solarenergie (Stand: 27. 
April 2022).  

Demzufolge ist das Potenzial der Solarenergie in allen Teilen der Region bestmöglich zu er-
schließen und zu nutzen (1.). Das Potenzial der Solarenergie soll in geeigneten Siedlungsge-
bieten, insbesondere in bebauten Bereichen, aber auch beim Bau von Gewerbe-, Industrie-
bauten sowie Wohngebäuden und der Überdachung von Parkplätzen soweit möglich für die 
Wärme- und Stromproduktion genutzt werden (2.).  

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans werden die Voraussetzungen für das parallele 
Bebauungsplanverfahren geschaffen, innerhalb dessen Festsetzungen, die Flächen für die 
Erzeugung erneuerbarer Energien zum Gegenstand haben, erfolgen können.  

Die Leitlinien sehen des Weiteren unter 3. vor, dass die Errichtung von Freiflächen-Fotovolta-
ikanlagen flächensparend erfolgen und falls möglich eine Mehrfachnutzung der Fläche zulas-
sen soll. In der Regel hierfür geeignet sind Konversionsflächen wie Abfalldeponien sowie Alt-
lasten und Altlastenverdachtsflächen und Flächen entlang größerer Verkehrstrassen (Schie-
nenwege sowie Autobahnen) und Lärmschutzeinrichtungen. Solche Flächen sind nicht Be-
standteil der Änderung des Flächennutzungsplans. Es besteht kein Altlastenverdacht für die 
gegenständlichen Flächen. Die östliche Grenze des Plangebietes grenzt an den 200 m-Radius 
der anliegenden Autobahntrasse an, sodass entsprechende Anlagen, die den Tatbeständen 
der Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b entsprechen, angrenzend an das Plangebiet 
zulässig sein können. 

In Punkt 4 sehen die Leitlinien vor, dass die Belange des Orts- und Landschaftsbilds und des 
Naturhaushaltes sowie die Erhaltung von Freiräumen für Erholung und Tourismus berücksich-
tigt werden sollen. Insbesondere soll das Umfeld von regional bedeutsamen Aussichtspunkten 
und kulturhistorisch bedeutsamen, landschaftsprägenden Bauwerken Berücksichtigung fin-
den. 

Dies ist für die gegenständliche Änderung des Flächennutzungsplans nicht einschlägig. 

Punkt 5 der Leitlinien sieht vor, dass landwirtschaftlich bedeutende Böden als wesentliche 
Produktionsfaktoren für den Bau von Freiflächen-Solaranlagen im geringstmöglichen Umfang 
in Anspruch genommen werden. 

Da Freiflächen-Solaranlagen nicht vorgesehen sind, werden landwirtschaftlich bedeutende 
Böden nicht in Anspruch genommen. 

Landschaftsentwicklungskonzept und Arten- und Biotopschutzprogramm 

Weitere überörtliche und zu berücksichtigende Planungen sind das Landschaftsentwicklungs-
konzept Oberfranken-Ost (Fassung 2003) sowie das Arten- und Biotopschutzprogramm Land-
kreis Hof (April 1994), auf die im Wesentlichen im Umweltbericht eingegangen wird. 

Bebauungspläne 
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Der Geltungsbereich umfasst keine rechtskräftigen Bebauungspläne. 

Städtebauliche Entwicklungskonzepte 

Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie „Interkommunale Gewerbegebiete in Rehau–Döhlau–
Regnitzlosau“ (2017) wurde ermittelt, inwieweit in der Stadt Rehau und den Gemeinden 
Döhlau und Regnitzlosau eine großen, zusammenhängende, gut erschlossene wie auch kos-
teneffiziente Gewerbefläche entwickelt werden kann. Anlass für die Studie war es, die Poten-
tiale der drei Gemeinden für Flächenausweisungen für Gewerbe neu zu betrachten. Zusätzli-
che Gewerbegebiete sollen den Fortbestand der bestehenden Infrastruktur und Einrichtungen 
absichern und helfen, diese Einrichtungen zu stärken. Nach einer Bestandaufnahme und Aus-
wahl geeigneter Flächen wurden diese im Einzelnen betrachtet und hinsichtlich ihrer Eignung 
bewertet. 

Das Plangebiet der gegenständlichen Änderung des Flächennutzungsplans ist Teil einer ge-
mäß der Machbarkeitsstudie neuauszuweisenden Entwicklungsoption „Draisendorf-Süd“. Die 
Fläche ist hier mit 17,7 ha plus einer zusätzlichen Erweiterung von 10,6 ha angegeben. Die 
Studie schlussfolgert, dass die Fläche aufgrund ihrer Größe und dem möglichen Zuschnitt der 
Grundstücke, aber auch aufgrund der Topografie, für eine Ausweisung als Gewerbegebiet gut 
geeignet ist und Flächenerweiterungen möglich sind. Der Eingriff in das Landschaftsbild wird 
als exponiert bewertet. Die Lage ist aus Sicht des Emissionsschutzes von Vorteil, da Beein-
trächtigungen von anderen Anliegern minimiert sind. Die Erschließung für den motorisierten 
Individual- und Lasten-Verkehr wird als gut bezeichnet. Das Anbindegebot sei nicht erfüllt. Die 
Fläche wurde im Ergebnis in die engere Auswahl für ein interkommunales Gewerbegebiet auf-
genommen.  

1.2.4 Plangrundlage 

Die Plangrundlage besteht aus ALKIS-Daten, Geobasisdaten der Bayerischen Vermessungs-
verwaltung vom 16.08.2024. 
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2 Planungsdarstellungen 

2.1 Entwicklung der Planungsüberlegung und Kurzdarstellung der 
Planungsalternativen 

Die Gemeinde Regnitzlosau beabsichtigt, Gewerbeflächen auszuweisen. Angesichts der de-
mografischen Rahmenbedingungen und des prognostizierten Bevölkerungsrückgangs beab-
sichtigt die Gemeinde, ihre Bedeutung als Wohnstandort sowie ihre Versorgungsfunktion als 
Mittelzentrum durch die Bereitstellung von Arbeitsplätze vor Ort zu sichern. Hierfür fehlen ver-
fügbare, große, zusammenhängende und gut erschlossene Gewerbeflächen. Bislang sind im 
Flächennutzungsplan zwei Gewerbegebiete ausgewiesen (Klötzlamühle 93.718 m², Fr.-A.-So-
ergel-Straße 65.035 m²). Im Gewerbegebiet Klötzlamühle stehen theoretisch rund sechs Hek-
tar ausgewiesene Gewerbeflächen zur Verfügung. Diese Flächen sind aufgrund der ungünsti-
gen Verkehrsanbindung derzeit allerdings nicht erschlossen. Eine Erschließung ist bislang 
auch nicht vorgesehen. Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie „Interkommunale Gewerbege-
biete in Rehau–Döhlau–Regnitzlosau“ (2017) wurde das Plangebiet der gegenständlichen Än-
derung des Flächennutzungsplans aufgrund seiner Größe und dem möglichen Zuschnitt der 
Grundstücke, aber auch aufgrund der Topografie, für eine Ausweisung als Gewerbegebiet als 
gut geeignet bewertet. Die Fläche ist davon geprägt, dass Flächenerweiterungen möglich sind, 
wenngleich der Eingriff in das Landschaftsbild als exponiert zu betrachten ist. Schädliche Aus-
wirkungen in Form von Immissionen sind aufgrund der Entfernung schutzbedürftiger Nutzun-
gen nicht anzunehmen.  

Die Gemeinde Regnitzlosau beabsichtigt, für einen Teil der Fläche einen Bebauungsplan zur 
Entwicklung eines Gewerbegebietes in Draisendorf/Süd aufzustellen. Der Bebauungsplan 
kann nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. Der Flächennutzungsplan soll in 
einem parallelen Verfahren mit dem Bebauungsplan geändert werden. Der Gemeinderat hat 
in der Sitzung vom 30.01.2024 die Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung der 
3. Änderung vom 20.12.2022 für den Bereich Gewerbegebiet „Regnitzlosau-Draisendorf“ be-
schlossen. Das Verfahren ist im Regelverfahren nach BauGB durchzuführen. Das Flächennut-
zungsplan-Änderungsverfahren umfasste gemäß Aufstellungsbeschluss eine um ca. 15,7 ha 
größere Fläche, als im parallel laufenden Bebauungsplanverfahren Bestandteil des Geltungs-
bereichs sein soll (hier ca. 15,2 ha). Da im Laufe der Erarbeitung des Vorentwurfs der Planung 
das ernsthafte Interesse eines Investors an der Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanla-
gen entlang der Autobahn mit dazugehörigen Speicheranlagen bekannt wurde, hat die Ge-
meinde die beabsichtigte Darstellung von Gewerbeflächen im östlichen Bereich reduziert. Be-
standteil der Änderung des Flächennutzungsplans ist somit nurmehr eine Flächengröße von 
15,1 ha, sodass die Planung auch unter der in der Machbarkeitsstudie angegebenen Größen-
ordnung von 17,7 plus 10,6 ha bleibt. 

Der Flächennutzungsplan ist parallel zum Bebauungsplan zu ändern, um den Bebauungsplan 
als Satzung beschließen zu können (Parallelverfahren). Der Bebauungsplan wird sodann vor 
dem gleichzeitig aufgestellten, geänderten oder ergänzten Flächennutzungsplan bekannt ge-
macht werden können, wenn nach dem Planungsstand anzunehmen ist, dass der Bebauungs-
plan aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt sein wird (§ 8 Abs. 3 S. 2 
BauGB).  
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Für das Plangebiet bestehen bislang keine gegensätzlichen Nutzungsvorstellungen. Die Flä-
chen werden, der Darstellung im rechtskräftigen Flächennutzungsplan entsprechend, landwirt-
schaftlich genutzt. Mit der vorliegenden Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt erstmalig 
im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung die Darstellung von Bauflächen. Die Art und 
der Umfang der tatsächlich zulässigen baulichen Inanspruchnahme wird im parallelen Bebau-
ungsplanverfahren geklärt.  

2.2 Planungsrechtliche Darstellungen 

Die Darstellungen der Änderung des Flächennutzungsplans beinhalten gewerbliche Bauflä-
chen und Verkehrsflächen. Die gewerblichen Bauflächen lassen die Entwicklung gewerblicher 
Nutzungen zu, sofern im parallel bzw. nachfolgend zu erarbeitenden Bebauungsplan aus die-
ser Darstellung heraus entsprechende Baugebiete festgesetzt werden. Im Bebauungsplan 
kann das Nutzungsspektrum weiter differenziert werden. Bislang wurde in einem Parallelver-
fahren ein Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplanverfahren gefasst, der die Festset-
zung von Gewerbegebieten zum Ziel hat. 

Zur inneren Erschließung der Flächen sieht die Darstellung der Änderung des Flächennut-
zungsplans Verkehrsflächen vor. Das Plangebiet wird über zwei Anbindepunkte an die HO 4 
angeschlossen, wobei der westliche Anbindepunkt der motorisierten verkehrlichen Erschlie-
ßung dient. Über diese Anbindung wird das Plangebiet im Inneren erschlossen. Der nördliche 
Anbindepunt dient lediglich dem landwirtschaftlichen Verkehr, Rad- und Fußverkehr und bin-
det an die bereits bestehenden Feldwege nach Süden an. 

Entlang der östlichen Geltungsbereichsgrenze soll ein Grünstreifen, der an bereits bestehende 
Gehölzbestände anknüpft, eine Zäsur zum Landschaftsraum herstellen. Es handelt sich hier-
bei um Maßnahmenflächen. Die Lage dieses Grünstreifens entlang der geplanten Verkehrs-
fläche soll den Aufenthaltscharakter dieses bislang als Feldweg gekennzeichneten Weges, 
der auch zukünftig Spaziergängern und Radfahrern dienen soll, erhöhen. 

2.3 Nachrichtliche Übernahmen 

Bislang queren Freileitungen das Plangebiet. Diese sind in der Darstellung des FNP enthal-
ten. Es sind Abstimmungen darüber erforderlich, inwieweit diese verlegt werden können. Die 
Darstellung bzw. nachrichtliche Übernahme der entsprechenden Trassen wird anschließend 
im Entwurf der FNP-Änderung angepasst. 
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3 Auswirkungen der Planung 

Die Planung wirkt sich auf verschiedene Belange aus, die nachfolgend näher erläutert und in 
die Abwägung eingestellt werden. 

3.1 Erläuterung der Auswirkungen 

3.1.1 Stadtplanerisch-städtebauliche Auswirkungen 

Die Planung dient der gewerblichen Weiterentwicklung der Gemeinde Regnitzlosau. Die Dar-
stellungen sollen die Realisierung gewerblicher Nutzungen ermöglichen. Gewerbliche Fehl-
entwicklungen, beispielsweise durch monostrukturelle gewerbliche Nutzungen, die nicht den 
standörtlichen Gegebenheiten angemessen sind, können im parallelen Bebauungsplanverfah-
ren durch den Ausschluss von Nutzungen verhindert werden. Die Planung ermöglicht die An-
siedlung von Gewerbebetrieben und damit der Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen. 
Durch die Lage des Vorhabens außerhalb der bestehenden Siedlungsgebiete der Gemeinde 
sind negative Auswirkungen der zulässigen Baukörper auf städtebaulich-dörfliche Strukturen 
nicht zu erwarten.  

3.1.2 Baukulturelle Auswirkungen 

Das Plangebiet ist unbebaut. Entsprechende Auswirkungen sind dementsprechend nicht zu 
erwarten. 

3.1.3 Auswirkungen auf die Umwelt  

Die Planung wirkt sich auf Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt sowie den Boden aus. 
Die geplanten Flächennutzungen führen zu Flächenversiegelungen, die einen Lebens-
raumentzug mit sich führen und eine Umgestaltung der Bodenoberfläche bzw. des Reliefs be-
deuten. Diese negativen Auswirkungen der geplanten Bebauung auf Tiere, Pflanzen und die 
biologische Vielfalt sowie den Boden sind durch Vermeidungs- und Begrünungsmaßnahmen 
innerhalb des parallelen Bebauungsplanverfahrens zu vermeiden bzw. zu kompensieren.  

Der Änderungsbereich sowie seine nähere Umgebung werden derzeit überwiegend landwirt-
schaftlich genutzt. Da die Flächen weitgehend unversiegelt sind, ist der natürliche Wasser-
kreislauf bislang nur gering beeinträchtigt: Niederschläge können versickern und dem Grund-
wasser zufließen. 

Durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung ist die Artenvielfalt im Gebiet eher gering aus-
geprägt. Hervorzuheben ist jedoch das Vorkommen der Feldlerche, die im Plangebiet festge-
stellt wurde. Zudem liegt das Gebiet in der Nähe wichtiger Brutareale gefährdeter Wiesenbrü-
ter, darunter das Braunkehlchen. Auch weitere Vogelarten nutzen das Umfeld als Lebens-
raum, etwa der auf der Roten Liste geführte Rotmilan, der streng geschützte Mäusebussard 
und der besonders geschützte Neuntöter. Die vorhandenen Gehölzbestände können Fleder-
mäusen potenziell als Quartiere dienen; für die nähere Umgebung sind zahlreiche Nachweise 
verschiedener, teils gefährdeter Fledermausarten bekannt. Innerhalb des Plangebietes selbst 
wurden bisher jedoch keine gesicherten Quartiere festgestellt. 
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Für andere geschützte Arten wie Haselmaus, Zauneidechse oder Schlingnatter liegen aus 
dem Gebiet bislang keine Nachweise vor, geeignete Lebensräume sind jedoch grundsätzlich 
vorhanden. Amphibienarten finden in den umliegenden Gewässern potenziell geeignete Habi-
tate; beobachtet wurden unter anderem Grünfrösche. Auch der Biber kann im Umfeld geeig-
nete Lebensräume vorfinden. Besonders wertvolle Biotopstrukturen konzentrieren sich auf die 
südlichen und östlichen Randbereiche des Geltungsbereichs, wo Gehölzbestände amtlich bi-
otopkartiert sind. 

Das Landschaftsbild des Untersuchungsraums ist durch eine überwiegend hügelige Topogra-
phie geprägt. Die Flächennutzung wird von Landwirtschaft dominiert, ergänzt durch land-
schaftsbestimmende Waldgebiete im Süden und Osten sowie vereinzelte Siedlungsflächen. 

Die klimatische Bedeutung des Änderungsbereichs ist gering. Aufgrund der Nähe zu Verkehrs-
wegen besteht bereits eine Vorbelastung durch Luftschadstoffe und Lärm. Auch für die Erho-
lung hat das Gebiet nur eine untergeordnete Funktion. Relevanz besitzen in erster Linie die 
Wander- und Radwege, die das Gebiet durchziehen oder angrenzen. So verläuft im Osten des 
Plangebiets ein Abschnitt des örtlichen Wanderwegenetzes der Gemeinde Regnitzlosau; in 
der Umgebung schließen sich weitere lokale und überregionale Routen an. 

3.1.4 Auswirkungen auf den Verkehr, die Mobilität und die technische 
Infrastruktur 

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans wird das Plangebiet erstmals gewerblich nutzbar. 
Innerhalb des Plangebietes ist die Erschließung neu herzustellen. Aufgrund des Zu- und Ab-
gangsverkehrs sind Auswirkungen auf die bestehende verkehrliche Infrastruktur (HO 4) zu 
erwarten. Zudem sind die bestehenden Freileitungen zu verlegen. 

3.1.5 Soziale Auswirkungen  

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans sind keine nennenswerten Auswirkungen auf so-
ziale Belange verbunden. 

3.1.6 Auswirkungen auf Grün- und Freiflächen  

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans werden erstmalig bislang landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen überplant. Diese Flächen besitzen wirtschaftliche Funktion für die entsprechen-
den Landwirte und eingeschränkt auch Erholungsfunktion. Das aufgrund der bisherigen acker-
baulichen Nutzung vorliegende Fehlen baulicher Anlagen, Einfriedungen und darüberhinaus-
gehender (ordnender) Grünstrukturen wird dergestalt geändert, dass die Nutzungen im paral-
lelen Bebauungsplanverfahren grünordnerisch eingefasst werden können. 

3.1.7 Ökonomische Auswirkungen  

Die Änderung des Flächennutzungsplans schafft die Voraussetzungen für die Entwicklung ei-
nes Gewerbegebietes, sodass ein Beitrag zur Entwicklung und Ordnung des ländlichen 
Raums als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum geleistet wird. Die Bauleitplanung schafft 
Standortvoraussetzungen insbesondere für das produzierende Gewerbe. Die Bauleitplanung 
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ermöglicht die Ansiedlung von Unternehmen innerhalb der Zulässigkeitstatbestände des Be-
bauungsplans. Hierdurch wird die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen begünstigt und 
somit die Funktion der Gemeinde als Arbeitsstandort gestärkt. 

3.1.8 Eigentum und Bodenordnung  

Entsprechende Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

3.1.9 Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen  

Im Zuge der Erschließung entstehen entsprechende Erschließungs- und Unterhaltungskosten. 

3.1.10 Sonstige Auswirkungen  

Auswirkungen auf weitere Belange (z. B. der Verteidigung und des Zivilschutzes; des Berg-
baus; von Nachbargemeinden; des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege; von Flüchtlin-
gen oder Asylbegehrenden und ihrer Unterbringung; von Kirchen und Religionsgesellschaften 
des öffentlichen Rechts; der erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtli-
cher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung) sind nicht zu erwarten. 

3.2 Flächenbilanz 

Der Geltungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplans umfasst ca. 15,1 ha:  

Flächennutzung Fläche in m² 

Gewerbeflächen 138.395 

Verkehrsflächen 9.783 

Grünflächen 2.989 

gesamt 151.167* 

Tab. 1: Flächenbilanz (*ggf. vorliegende Differenz durch Rundung Teilflächenangaben)  

 



Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 
 

36 von 38 

4 Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

Die Abwägung integriert alle Belange und somit die im Rahmen der Planerarbeitung ermittel-
ten Erkenntnisse. Sie geht somit auf alle betroffenen, teils gegenläufigen Belange ein und er-
bringt somit den Nachweis über den angemessenen Ermessensspielraum der Abwägung. Be-
standteil der Abwägung sind auch die durch die Öffentlichkeit und die Behörden und Träger 
öffentlicher Belange im Rahmen der frühzeitigen und der förmlichen Beteiligung vorgetragenen 
Sachverhalte. 

4.1 Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 
BauGB 

Die Beteiligung fand noch nicht statt.  

 

4.2 Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 
BauGB 

Die Beteiligung fand noch nicht statt.  

 

.  
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5 Verfahrensübersicht 

Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im sogenannten Regelverfahren nach Maß-
gabe der §§ 2 bis 4 c BauGB und § 10 BauGB: 

Verfahrensschritt Zeitangabe 

Beschluss zur Aufstellung durch Gemeinderat  Beschluss am ……………………, Be-
kanntmachung im Amtsblatt am 
…………………… 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach 
§ 3 Abs. 1 BauGB  

Beschluss am ……………………, Be-
kanntmachung im Amtsblatt am 
……………………, Durchführung vom 
…………………… bis …………………… 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 
4 Abs. 1 BauGB 

Beschluss am ……………………, mit 
Schreiben vom …………………… wurde 
um die Abgabe einer Stellungnahme bis 
zum …………………… gebeten 

Billigung des Entwurfs durch Gemeinderat Beschluss am …………………… 

Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 
BauGB  

Beschluss am ……………………, Be-
kanntmachung im Amtsblatt am 
……………………, Durchführung vom 
…………………… bis …………………… 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 
BauGB 

Beschluss am ……………………  , mit 
Schreiben vom …………………… wurde 
um die Abgabe einer Stellungnahme bis 
zum …………………… gebeten 

Abwägungsbeschluss durch Gemeinderat Beschluss am ……………………                        

Satzungsbeschluss durch Gemeinderat Beschluss am ……………………  

Bekanntmachung im Amtsblatt am 

……………………                 

Tab. 2: Durchgeführte Verfahrensschritte  
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6 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257) 
geändert worden ist. 

 
Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
176) geändert worden ist. 

 
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 

 
Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 
(GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch die §§ 4 und 5 des Gesetzes vom 25. Juli 
2025 (GVBl. S. 254) geändert worden ist. 

 

Ortssatzungen und städtebauliche Planungen 

Flächennutzungsplan der Gemeinde Regnitzlosau 
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